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Mantelvertrag nach erfolgter Präqualifizierung für die 
Warengruppe Kanal Sanierung/Stilllegung 

26FEA85790 
 
 

zwischen dem Auftraggeber 
Deutsche Bahn AG 
Potsdamer Platz 2 
10785 Berlin 
 
- nachstehend Auftraggeber (AG) genannt - 
 
und 
 
der Firma (bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften alle Mitglieder)  
 
 
 
 
- nachstehend Auftragnehmer (AN) genannt - 
 
 
 
Präambel  
 
Der vorliegende Mantelvertrag zur Erbringung von Bauleistungen der offenen und/oder 
geschlossenen Bauweise für die Sanierung/Stilllegung von Abwasseranlagen ist das Ergebnis 
einer positiv bewerteten Präqualifizierung des Auftragnehmers.  
Mit der positiv bewerteten Präqualifizierung wurden fachkundige, leistungsfähige sowie 
zuverlässige Auftragnehmer vergabeunabhängig identifiziert. Sie bilden nachfolgend den Kreis 
an Bauunternehmen, um Bauleistungen der offenen und/oder geschlossenen Bauweise an 
Abwasseranlagen dem Auftraggeber in Einzelbeauftragungen anzubieten und somit am 
Wettbewerb teilzunehmen.  
Die Steuerung und der Wettbewerb der Einzelbeauftragungen erfolgen dabei über ein Tool des 
Auftraggebers. Alle präqualifizierten Unternehmen erhalten projektbezogene Anfragen für ihre 
jeweiligen Regionen in ihren jeweiligen Kategorien. Die Vergabe der Einzelbeauftragungen 
erfolgt wettbewerblich an den wirtschaftlichsten Bieter. 
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☐ Kategorie I offenen Bauweise der Kanal-/Abwasseranlagen (Sanierung/Stilllegung) 
 

Region Nord 
☐ Hannover 
☐ Osnabrück 
☐ Bremen 
☐ Kiel 
☐ Hamburg 
 
Region Ost 
☐ Cottbus 
☐ Berlin 
☐ Schwerin 
☐ Neustrelitz 
 
Region Mitte 
☐ Frankfurt 
☐ Mainz 
☐ Kassel 
☐ Koblenz 
 
Region Südost 
☐ Magdeburg 
☐ Halle 
☐ Erfurt 
☐ Leipzig 
☐ Dresden 
☐ Zwickau 
 
Region West 
☐ Duisburg 
☐ Düsseldorf 
☐ Köln 
☐ Hamm 
☐ Hagen 
 
Region Südwest 
☐ Karlsruhe 
☐ Stuttgart 
☐ Freiburg 
☐ Saarbrücken 
☐ Ulm 
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Region Süd 
☐ Würzburg 
☐ Augsburg 
☐ Nürnberg 
☐ Regensburg 
☐ München 

 
 
☐ Kategorie II geschlossene Bauweise der Kanal-/Abwasseranlagen (Sanierung)  

☐ Region Nord / West 

☐ Region Mitte / Süd / Südwest 

☐ Region Ost / Südost 

 

Beteiligte / zuständige Stellen 

Vertragserstellende      Deutsche Bahn AG, Tender Office  
Stelle:  Beschaffung Fahrweg- und Umweltrelevante 

Dienstleistungen, FE.EA 43, Wilhelm-
Leuschner-Str. 78, 60329 Frankfurt 

 

Rechnungsadresse:     siehe Abrufbestellung für Einzelauftrag 

 

Inhaltsverzeichnis: 
§ 1 Gegenstand 
§ 2 Integritätsklausel 
§ 3 Bestandteile des Vertrags/Rangfolgeregelung/ 
Zustandekommen und Inhalt der Einzelverträge 
§ 4 Vergütung 
§ 5 Laufzeit & Vertragsfristen VOB/B § 5 Abs. 1 
§ 6 Vertragsstrafen 
§ 7 Sicherheitsleistung 
§ 8 Abnahme 
§ 9 Mängelansprüche 
§ 10 Kombinierte Bauleistungs-/Haftpflichtversicherung 
§ 11 Nachunternehmer 
§ 12 Kündigung 
§ 13 Vertretung des Auftraggebers 
§ 14 Streitigkeiten, Gerichtsstand 
§ 15 Örtliche Verhältnisse und Medien  
§ 16 Besondere Vertragsbedingungen 
§ 17 Arbeitsgemeinschaften - entfällt 
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§ 18 Rechnungslegung 
§ 19 Schlussbestimmungen 
 
 
 
Anlagenverzeichnis 
 
Vertragsteile 
Anlage 2.0 Allgemeine Verfahrensregeln 
Anlage 2.1 Besondere Vertragsbedingungen 
Anlage 2.2 Zusätzliche Vertragsbedingungen (ZVB-DB) 
Anlage 2.3 Zusätzliche techn. Bestimmungen zu § 3.2.7 
Anlage 2.4 DB Verhaltenskodex für Geschäftspartner 
Anlage 2.5 EVB Nachhaltigkeit 
Anlage 2.6 DVA-Versicherungsmerkblatt 
Anlage 2.7 Nachunternehmerverzeichnis 
Anlage 2.9 Kabelmerkblatt 892.9122A01 incl. Empfangsbeschein. 
Anlage 2.10 Übersichtskarte der regionalen Zuscheidung 
Anlage 2.16 Strukturiertes Verfahren zur Streitbeilegung 
Anlage 5 Feststellung VNF 
  
 
 
 
 
 

 
§ 1 

Gegenstand 
 

Gegenstand dieses Vertrags ist Bildung eines geltenden Rahmens zum nachfolgenden 
Wettbewerb von Einzelbeauftragungen in der Warengruppe „Kanal Sanierung/Stilllegung“. Dem 
vorliegenden Mantelvertrag ist eine positiv bewertete Präqualifikation des Auftragnehmers 
vorangegangen.   
 
Die vorangegangene positiv bewertete Präqualifikation des Auftragnehmers erfolgte in der 
Warengruppe „Kanal Sanierung/Stilllegung“ und zwar für die   
 
Kategorie I offenen Bauweise der Kanal-/Abwasseranlagen (Sanierung/Stilllegung   
 
und/oder    
 
Kategorie II geschlossene Bauweise der Kanal-/Abwasseranlagen (Sanierung)   
 
Die Zuordnung der nachfolgenden Angebotsanfragen zu einer der beiden Kategorien erfolgt nach 
dem Überwiegendprinzip. Maßgeblich hierfür ist der anteilige Wert der Leistung im jeweiligen 
Einzelprojekt, d.h. ergeben sich Überschneidungen, sodass eine Leistung sowohl Merkmalen von 
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Kategorie I als auch von Kategorie II entspricht, so ist die Angebotsanfrage derjenigen Kategorie 
zuzuordnen, für die der Wert der zu erbringenden Leistungen im betreffenden Projekt 
überwiegt.   
Die Entscheidung über die Zuordnung der Angebotsanfragen zu einer Kategorie trifft das jeweils 
verantwortliche Projekt nach dem vorstehenden Kriterium.   
 
 

§ 2 
Integritätsklausel 

2.1. Bleibt frei 
 

2.2  Die Vertragsparteien verpflichten sich im Rahmen des Vertragsverhältnisses, alle 
erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung von Korruption, anderen strafbaren 
Handlungen sowie sonstigen schweren Verfehlungen zu ergreifen. Sie verpflichten sich 
insbesondere, in ihren Unternehmen alle notwendigen Vorsichtsmaßnahmen 
zu ergreifen, um schwere Verfehlungen im In- und Ausland zu vermeiden. Schwere 
Verfehlungen sind, unabhängig von der Beteiligungsform der Täterschaft, Anstiftung oder 
Beihilfehandlung  
 
a) schwerwiegende Straftaten, die im Geschäftsverkehr begangen worden sind. Hierzu 

zählen strafbare Handlungen, die insbesondere Betrug, Untreue, Urkundenfälschung 
oder ähnliche Delikte darstellen, 
 

b) das Anbieten, Versprechen oder Gewähren von unzulässigen Vorteilen an     
                 Beamte, Amtsträger, für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete oder   
                 Mandatsträger (Bestechung oder Vorteilsgewährung) oder an Vorstände,  
                 Geschäftsführer oder sonstige Beschäftigte der Deutsche Bahn AG oder ihrer    
                 Konzernunternehmen (Bestechung im geschäftlichen Verkehr), 

 
c) das Anbieten, Versprechen oder Gewähren von unzulässigen Vorteilen an freiberuflich    
    Tätige, die im Auftrag der Deutsche Bahn AG oder ihrer Konzernunternehmen bei der   
    Auftragsvergabe oder der Auftragsabwicklung tätig sind, z.B. Planer, Berater und    
    Projektsteuerer, 
 
d) im Rahmen der Tätigkeit des Auftragnehmers für die Deutsche Bahn AG oder deren     
     Konzernunternehmen das Anbieten, Versprechen oder Gewähren von unzulässigen  
     Vorteilen an sonstige in- oder ausländische Beamte, Amtsträger, für den öffentlichen  
     Dienst besonders Verpflichtete oder Mandatsträger oder an Angestellte oder  
     Beauftragte sonstiger geschäftlicher Betriebe im Zusammenhang mit der Anbahnung,  
     Vergabe und Durchführung von Aufträgen Dritter, 
 
e) das zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der       
    Absicht, dem Inhaber des Geschäftsbetriebs Schaden zuzufügen, unbefugte  
    Verschaffen, Sichern, Verwerten oder Mitteilen von Geschäfts- und    
    Betriebsgeheimnissen, das zu Zwecken des Wettbewerbs oder aus Eigennutz unbefugte  
    Verwerten oder Mitteilen im geschäftlichen Verkehr anvertrauter Vorlagen oder  
    Vorschriften technischer Art sowie darüber hinaus die zu Zwecken des Wettbewerbs  
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    oder aus Eigennutz unbefugte Verwertung oder Weitergabe von im geschäftlichen  
    Verkehr anvertrauten Vorlagen oder Vorschriften technischer Art und kaufmännischer  
    Informationen des Auftraggebers, auch auf Datenträgern, 

 
f) Verstöße gegen Vorschriften, die dem Schutz des unbeschränkten Wettbewerbs dienen,  
    insbesondere Verstöße gegen kartellrechtliche Kernbeschränkungen i.S.v. Art. 101   
    AEUV, § 1 GWB (Preis-, Submissions-, Mengen-, Quoten-, Gebiets- und  
    Kundenabsprachen), 
 
g) Verstöße gegen wirtschaftliche Sanktionsmaßnahmen oder das Umgehen von  

                 Sanktionsmaßnahmen der Europäischen Union sowie gegen sonstige anwendbare  
                 nationale, europäische und internationale Embargo- und    
                 Außenwirtschaftsvorschriften, sowie 

 
h) sonstige schwerwiegende Straftaten oder schwere Verfehlungen. Hierzu zählen 
strafbare Handlungen, die insbesondere terroristische Straftaten, Beteiligung an einer 
kriminellen Vereinigung, Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Kinderarbeit und 
andere Formen des Menschenhandels oder ähnliche Delikte darstellen.  
 
Eine schwere Verfehlung im vorgenannten Sinne liegt auch vor, wenn Personen, die 
Beschäftigten, Geschäftsführern oder Vorständen des DB-Konzerns nahestehen, 
unzulässige Vorteile angeboten, versprochen oder gewährt werden und wenn konkrete 
Planungs- und Ausschreibungshilfen geleistet werden, die dazu bestimmt sind, den 
Wettbewerb zu unterlaufen. 
 

2.3  Wenn der Auftragnehmer oder die von ihm beauftragten oder für ihn tätigen Personen 
aus Anlass der Vergabe nachweislich eine Abrede getroffen haben, die eine unzulässige 
Wettbewerbsbeschränkung darstellt, hat er als Schadensersatz 15 % des 
Nettoauftragswertes zu zahlen, es sei denn, der Auftragnehmer hat den Verstoß nicht zu 
vertreten. Der Nachweis eines niedrigeren Schadens durch den Auftragnehmer oder eines 
höheren Schadens durch den Auftraggeber und die entsprechende Geltendmachung 
bleiben unberührt. Außerdem bleiben sonstige vertragliche oder gesetzliche Ansprüche 
des Auftraggebers unberührt. 

 
2.4  Wird im Zusammenhang mit der Abwicklung der Vergabe bzw. der Leistung zum Nachteil 

des Auftraggebers eine schwere Verfehlung im Sinne der Ziffer 2.2 durch einen 
Mitarbeiter oder Geschäftsführer/Vorstand des Auftragnehmers oder eines von ihm 
beauftragten Subunternehmers begangen, hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine 
Vertragsstrafe zu zahlen, es sei denn, der Verstoß ist nicht vom Auftragnehmer zu 
vertreten. Sie beläuft sich 

 
a) auf 7 % des Nettoauftragswertes, soweit die Verfehlung durch einen    
    Geschäftsführer/Vorstand des Auftragnehmers begangen wurde, 
b) auf 5 % des Nettoauftragswertes, soweit die Verfehlung durch einen Prokuristen oder     
    Handlungsbevollmächtigten begangen wurde, 
c) auf 2 % des Nettoauftragswertes, soweit die Verfehlung durch andere Mitarbeiter oder    
    Subunternehmer des Auftragnehmers begangen wurde,  
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mindestens jedoch auf 5.000 €. Die Geltendmachung eines Schadenersatzes durch den 
Auftraggeber infolge einer begangenen Verfehlung bleibt von der Vertragsstrafe 
unberührt, wobei in diesem Fall eine verwirkte Vertragsstrafe auf diesen Schadenersatz 
angerechnet wird. 
 
Eine Vertragsstrafe nach dieser Bestimmung entfällt, soweit eine schwere Verfehlung 
gemäß Ziffer 2.2 durch einen Subunternehmer des Auftragnehmers begangen und die 
Auswahl dieses Subunternehmers durch den Auftraggeber zwingend vorgeschrieben 
wurde und/ oder der Auftragnehmer bzw. bei ihm beschäftigte Mitarbeiter, deren 
Vorstände oder Geschäftsführer oder sonst von ihm eingeschaltete Dritte nicht selbst an 
der schweren Verfehlung beteiligt sind.  
 
Nicht unter diese Vertragsstrafenregelung fallen die von Ziffer 2.3 erfassten Fälle der 
unzulässigen Wettbewerbsbeschränkung und die damit in Tateinheit/Tatmehrheit 
zusammenfallenden Verfehlungen gemäß Ziffer 2.2. Ziffer 2.3 gilt diesbezüglich 
abschließend. 
 

2.5  Wird nachweislich eine schwere Verfehlung im Sinne der Ziffer 2.2 durch einen 
Mitarbeiter oder Geschäftsführer/ 
Vorstand des Auftragnehmers begangen, 
a) ist der Auftraggeber zur außerordentlichen fristlosen Kündigung des Vertrages 
berechtigt, 
b) kann der Auftragnehmer bei Aufträgen durch die Deutsche Bahn AG und ihrer 
Konzernunternehmen von der Teilnahme am Wettbewerb für einen Zeitraum von bis zu 
fünf Jahren ausgeschlossen werden, soweit gesetzlich nicht anders bestimmt. Sofern der 
Auftragnehmer geeignete und ausreichende Selbstreinigungsmaßnahmen 
nachweist, kann von einer Sperre abgesehen werden, wobei Schwere und Umstände 
des Fehlverhaltens zu berücksichtigen sind. 

 
Der Umfang der Sperre sowie die Wiederzulassung zum Wettbewerb richten sich nach der 
Richtlinie der DB AG zur Sperrung von Auftragnehmern oder Lieferanten, die jederzeit 
beim Auftraggeber eingesehen werden kann. 
 

2.6  Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der Abwehr von schweren Verfehlungen im Sinne 
von Ziffer 2.2 und der Aufklärung von Verdachtsfällen auf schwere Verfehlungen aktiv 
mitzuwirken und mit dem Auftraggeber im Rahmen des Vertragsverhältnisses zu 
kooperieren.  

 
Erlangt der Auftragnehmer Kenntnis von Tatsachen, die den Verdacht auf eine schwere 
Verfehlung im Sinne von Ziffer 2.2 mit Auswirkungen auf den Auftraggeber begründen, 
hat er dies dem Auftraggeber unverzüglich in Textform mitzuteilen und, sofern eine 
solche schwere Verfehlung in der Sphäre des Auftragnehmers liegen kann, den 
Sachverhalt umgehend aufzuklären. Bestätigt sich der Verdacht, ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, geeignete konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen 
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zu ergreifen, um die Verfehlung unverzüglich abzustellen und künftige Verfehlungen zu 
vermeiden. Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber unverzüglich in Textform 
über Verlauf und Ergebnis der Sachverhaltsaufklärung, 
sowie über die gegebenenfalls getroffenen Maßnahmen. 
 

2.7  Auftraggeber und Auftragnehmer geben sich im Rahmen ihrer vertraglichen Beziehungen 
wechselseitig die Zustimmung zur regelmäßigen Überprüfung ihrer Daten nach den 
jeweils aktuellen Sanktionslisten, einschließlich der konsolidierten Finanzsanktionsliste 
der Europäischen Union, des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, des U.S.-
amerikanischen Department of the Treasury´s Office of Foreign Assets Control 
(„OFAC“), des Office of Financial Sanctions Implementation („OFSI“) des Vereinigten 
Königreichs und des Schweizer Staatssekretariats für Wirtschaft (SECO). Dabei werden sie 
sämtliche einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere 
hinsichtlich der Datensparsamkeit und der Datensicherheit, beachten. 
 
Der Auftragnehmer erklärt, dass sein Unternehmen, seine Mitarbeiter sowie sämtliche 
natürlichen oder juristischen Personen, in deren unmittelbarem oder mittelbarem 
Mehrheitseigentum (50 % und mehr) der Auftragnehmer steht oder die den 
Auftragnehmer auf andere Weise rechtlich oder tatsächlich, allein oder gemeinsam 
kontrollieren, nicht auf einer der vorgenannten Sanktionslisten verzeichnet sind. Der 
Auftragnehmer verpflichtet sich, durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass im 
Geschäftsbetrieb seines Unternehmens die Anforderungen der aktuellen Sanktionen, 
insbesondere der Finanzsanktionen, Embargomaßnahmen und 
Außenwirtschaftsvorschriften der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten, der 
Vereinten Nationen, der USA, des Vereinigten Königreichs sowie der Schweiz gewahrt 
werden. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, den Auftrag ohne Verwendung von Gütern 
und Dienstleistungen, welche nach den vorstehenden Finanzsanktionen, 
Embargomaßnahmen und Außenwirtschaftsvorschriften der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedstaaten, der Vereinten Nationen, der USA, des Vereinigten 
Königreichs sowie der Schweiz sanktioniert sind, zu erfüllen. Weiterhin verpflichtet sich 
der Auftragnehmer, etwaige bei der Prüfung nach den vorgenannten Sanktionslisten 
gefundene positive Ergebnisse dem Auftraggeber unverzüglich in Textform mitzuteilen. 
 
Die Geltendmachung von Schadensersatz jeglicher Art (insbesondere wegen Verzugs oder 
wegen Nichterfüllung) und von anderen Rechten durch den Auftragnehmer ist 
ausgeschlossen, soweit diese im Zusammenhang mit der Beachtung der anwendbaren 
Sanktionen durch den Auftraggeber steht. Dies gilt nicht, sofern dem Auftraggeber 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorzuwerfen ist. Der Auftraggeber ist im Falle eines 
Verstoßes gegen die anwendbaren Sanktionen durch den Auftragnehmer oder in dem Fall, 
dass der Auftragnehmer oder natürliche Personen, Unternehmen oder Organisationen, in 
deren Eigentum oder unter deren Kontrolle der Auftragnehmer steht, zur sanktionierten 
Person werden, zur außerordentlichen Kündigung des Vertrages berechtigt. Weitere 
Ansprüche bleiben hiervon unberührt. Der Auftraggeber ist im Falle eines positiven 
Prüfungsergebnisses (Listentreffer) zur außerordentlichen Kündigung des Vertrages 
berechtigt. 
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Die unter dieser Ziffer 2.7 getroffenen Regelungen und Verpflichtungen gelten nur, sofern 
deren Vereinbarung oder die Abgabe bzw. Einholung einer darauf gestützten Erklärung 
nicht dazu führen, dass der Auftraggeber oder der Auftragnehmer gegen Artikel 5 Absatz 
1 der Verordnung (EG) Nr. 2271/96 des Rates, gegen § 7 der deutschen 
Außenwirtschaftsverordnung (AWV) oder gegen ähnliche Anti-Boykott oder 
Nichtdiskriminierungsvorschriften verstoßen. 

 
 
 

§ 3 
Bestandteile des Vertrags/Rangfolgeregelung/Zustandekommen und Inhalt der 

Abrufbestellungen 
 

3.1  Beim vorliegenden Vertrag handelt es sich um einen Mantelvertrag der mit einer 
bestandenen Präqualifikation einhergeht. 

 
3.2  Vertragsbestandteile sind rangmäßig in der nachstehenden Reihenfolge: 
 

3.2.1 Die in der Abrufbestellung getroffenen Vereinbarungen gelten erstrangig. Die 
Bestimmungen des Mantelvertrages mit seinen Vertragsbestandteilen finden auf 
der Abrufbestellung ergänzende Anwendung.  

 
3.2.2  Die Bestimmungen dieses Vertragstextes mit Ausnahme § 16 Besondere 

Vertragsbedingungen. 
 

3.2.4  Die Leistungsbeschreibung nebst Anlagen: 
 

3.2.4.1  Leistungsverzeichnis / Leistungstext 
3.2.4.2  Vorbemerkungen / Baubeschreibung 
3.2.4.3  Zeichnungen / Pläne 
3.2.4.4  Behördliche Auflagen, z. B. Planfeststellungsbeschluss / 

Genehmigungen 
3.2.4.5  Gutachten 
3.2.4.6  § 16 dieses Vertragstextes – Besondere Vertragsbedingungen 
3.2.4.7  Die zusätzlichen Vertragsbedingungen - ZVB-DB (Anlage 2.2) 
3.2.4.8 Das Regelwerk der DB AG und die einschlägigen ZTV, insbesondere 

die in Anlage 2.3 genannten, sowie die öffentlich rechtlichen 
Bestimmungen. 

3.2.4.9 Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von 
Bauleistungen – VOB/B, Ausgabe 2019 

3.2.4.10 Die Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen – VOB/C, Ausgabe 2019 

3.2.4.11 Die übrigen Anlagen des Mantelvertrages. 
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3.3  Abrufbestellungen kommen durch Bestellung der Bestellberechtigten unter Bezug auf 
diesen Mantelvertrag und Bestätigung der Abrufbestellung durch den Auftragnehmer auf 
der Abrufbestellung oder durch gesonderte Annahmeerklärung des Auftragnehmers 
zustande. Einzelvertragsverhältnisse werden ausschließlich zwischen dem Besteller und 
dem Auftragnehmer begründet. Der maximale Abrufwert je Einzelauftrag wurde pro 
Kategorie festgelegt (siehe Auflistung unten). Über diesen Wert hinausgehende Bedarfe, 
sind grundsätzlich über die Vergabeplattform zu vergeben.  
 
Kategorie I ab 100.000,00 EUR bis derzeit gültigen Schwellenwert für Bauleistungen  
Kategorie II ab 100.000,00 EUR bis derzeit gültigen Schwellenwert für Bauleistungen 
 

3.4  Die Abrufbestellung und der Wettbewerb der Einzelbeauftragungen erfolgen dabei über 
ein Tool des Auftraggebers. Alle präqualifizierten Unternehmen erhalten projektbezogene 
Anfragen für ihre jeweiligen Regionen in ihren jeweiligen Kategorien. Die Vergabe der 
Einzelbeauftragungen erfolgt wettbewerblich an den wirtschaftlichsten Bieter. Maschinell 
erstellte Abrufbestellungen bedürfen zu Ihrer Gültigkeit keiner Unterschrift, sofern diese 
als maschinelle Abrufbestellung gekennzeichnet sind. Sollte im Rahmen dieser 
projektbezogenen Anfrage kein Zuschlag mit einem Bieter zustande kommen, behalten 
wir uns vor, das Projekt über die Vergabeplattform öffentlich auszuschreiben. 

  
 
3.5  Bestellberechtigt sind die Deutsche Bahn AG und die mit ihr verbundenen 

Konzernunternehmen. 
 
3.6  Aus jeder Abrufbestellung müssen eindeutig der Name des Bestellers, die vom 

Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen, der sich aus dem Leistungsverzeichnis 
ergebende Leistungszeitraum bzw. die sich daraus ergebenden Leistungstermine, die sich 
aus dem Leistungsverzeichnis ergebende Höhe der Vergütung, die Fälligkeit der 
Vergütung, die Rechnungsanschrift, die Ansprechpartner sowie die 
Mitwirkungshandlungen und sonstigen Leistungen des Bestellers hervorgehen. 

 
3.7  Der Auftragnehmer ist verpflichtet, ihm zugegangene Abrufbestellung innerhalb von fünf 

Arbeitstagen zu bestätigen. Kann der Auftragnehmer in Ausnahmefällen die in der 
Abrufbestellung angegebenen Termine bzw. Fristen nicht einhalten, ist er verpflichtet, 
dem Besteller innerhalb von fünf Arbeitstagen eine Alternative hinsichtlich der 
Liefertermine bzw. fristen zu unterbreiten, dass der Besteller annehmen 
oder ablehnen kann. 
 

 
 

§ 4 
Vergütung 

 
Die vertraglich vereinbarte Vergütung ergibt sich aus dem Zuschlag bzw. Abrufbestellung.  
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Die Vergütung für die erbrachten Leistungen wird erst mit vollständiger Übergabe der 
zugehörigen Projektdokumentation laut Auftrag zu 100 % zur Zahlung fällig. Sollte die 
vollständige Übergabe der zugehörigen Projektdokumentation laut Auftrag nicht fristgerecht 
oder nicht ordnungsgemäß erfolgen, behalten wir uns vor, einen Einbehalt in Höhe von 10 % der 
vereinbarten Vergütung bis zur vollständigen und ordnungsgemäßen Nachreichung der 
Dokumentation vorzunehmen. Die Rechnungssumme wird dem Auftragnehmer somit nach 
Nachweis und Übergabe sämtlicher vertraglich vereinbarter Unterlagen und Dokumentationen in 
vollem Umfang ausgezahlt. 
 
Abweichend von der grundsätzlichen Regelung zur Fälligkeit der Vergütung kann für einzelne 
Projekte ein projektspezifischer Zahlungsplan zwischen den Vertragsparteien vereinbart werden. 
In diesen Fällen gelten die im jeweiligen Zahlungsplan festgelegten Fälligkeiten und 
Zahlungsmodalitäten vorrangig. 
 

§ 5 
Laufzeit & Vertragsfristen VOB/B § 5 Abs. 1 

 
5.1  Die Laufzeit der PQ gilt mit dem Datum der erfolgreich abgeschlossener Präqualifikation 

und den damit verbunden Mantelvertrag.  
 
5.1.1  eine entsprechende Rezertifizierung ist nach 3 Jahren notwendig 
 
5.1.2  Die in der Abrufbestellung genannten Fristen zum Bauablauf sind vom AN einzuhalten 
 
5.1.3  Der Auftraggeber ist berechtigt, die im Vertrag vereinbarte Präqualifikation (PQ) einseitig 

ganz oder teilweise aufzuheben, sofern dies aufgrund technischer Entwicklungen, 
gesetzlicher oder vertraglicher Änderungen oder wesentlicher Veränderungen der 
Marktbedingungen erforderlich oder zweckmäßig erscheint. Die Aufhebung erfolgt durch 
schriftliche Mitteilung an den Auftragnehmer. Weitere Ansprüche des Auftragnehmers 
hieraus sind ausgeschlossen. 

 
5.1.4  Die in der Abrufbestellung genannten Fristen zur Rechnungslegung sind einzuhalten.  

 
5.2  Zusätzlich zu den Vertragsterminen gem. vorstehender Ziffer 5.1ff werden die sich aus 

der Betriebs- und Bauanweisung (BETRA) ergebenden Arbeitserbringungszeiten als 
Vertragstermine vereinbart. Die Arbeitserbringungszeit ist die Zeit, die dem 
Auftragnehmer gemäß BETRA zur Erbringung seiner Leistungen zur Verfügung gestellt 
wird. 

 
§ 6 

Vertragsstrafen 
 

6.1  Folgende Vertragsstrafen werden vereinbart: 
 
6.1.1  Bei schuldhafter Überschreitung von Vertragsterminen gemäß § 5 Ziffer 5.1 aufgrund 

Verzuges hat der Auftragnehmer Vertragsstrafe zu zahlen. 
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Die Vertragsstrafe beträgt für jeden Kalendertag der verzugsbedingten Überschreitung 
- bei Zwischenterminen: 

0,1 v.H. der Abrechnungssumme netto für die von dem Zwischentermin betroffene(n) 
Teilleistung(en) netto 

Die vorstehende Vertragsstrafe wird insgesamt auf 5,0 v.H. der Abrechnungssumme netto 
für die von dem Zwischentermin betroffene(n) Teilleistung(en) netto begrenzt. 
- beim Fertigstellungstermin: 

0,1 v.H. der Schlussrechnungssumme netto 
Die vorstehenden Vertragstrafen werden insgesamt auf 5,0 v.H. der 
Schlussrechnungssumme netto begrenzt. 
 
Sonn- und Feiertage, an denen nach den vertraglichen Vereinbarungen auch während des 
Verzuges keine Leistungserbringung zu erfolgen hat, bleiben bei der Berechnung der 
Vertragsstrafe unberücksichtigt. 
 

6.1.2  Bei schuldhafter Überschreitung der Arbeitserbringungszeit gemäß § 5 Ziffer 5.2 
aufgrund Verzuges, hat der Auftragnehmer in jedem Einzelfall für jede 
Überschreitungsminute folgenden Betrag zu zahlen: 
- bei IC- und ICE-Strecken 170,00 € (i. W. einhundertsiebzig) 
- bei allen anderen Strecken 85,00 € (i. W. fünfundachtzig). 
Die vorstehende Vertragsstrafe wird pro Kalendertag auf 0,1 v.H. der Abrechnungssumme 
netto für die von dem Zwischentermin betroffene(n) Teilleistung(en) netto und insgesamt 
auf 5,0 v.H. der Abrechnungssumme netto für die von dem Zwischentermin betroffene(n) 
Teilleistung(en) netto begrenzt. 
 

6.1.3  Die vorstehenden Vertragstrafen in Ziffer 6.1.1 und 6.1.2 werden insgesamt auf 5,0 v.H. 
der Schlussrechnungssumme netto begrenzt. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche 
durch den Auftraggeber bleibt unberührt. Auf einen weitergehenden 
Schadenersatzanspruch des Auftraggebers wird die verwirkte Vertragsstrafe angerechnet.  
Bereits verwirkte Vertragsstrafen entfallen nicht durch die Vereinbarung neuer Termine. 
Im Falle der Vereinbarung neuer Vertragstermine oder der einvernehmlichen 
Fortschreibung von Vertragsterminen bei Bauzeitverschiebungen gilt das 
Vertragsstrafeversprechen entsprechend für die neuen Vertragstermine. 
Einer neuen Vertragsstrafenvereinbarung bedarf es nicht. 
 

6.1.4 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vorbehalt der Geltendmachung der verwirkten 
Vertragsstrafen bis zur Fälligkeit der Schlusszahlung geltend zu machen, sofern der 
Vorbehalt nicht bereits bei der Abnahme erklärt wurde. 
 

6.2. Pressemitteilungen / Veröffentlichungen 
 

Ohne das vorherige schriftliche Einverständnis des AG ist der AN nicht berechtigt, von 
sich aus die Presse, den Rundfunk, das Fernsehen oder andere öffentliche 
Nachrichtenträger über die Erteilung oder den Inhalt des Auftrages zu informieren. 
Gleiches gilt für Veröffentlichungen bezüglich des Bauvorhabens und seiner Realisierung 
in (Fach-) Zeitschriften, Zeitungen, Internet und eigenen Onlineauftritten. Verstößt der 
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AN schuldhaft gegen die Verpflichtung, das vorherige schriftliche Einverständnis des AG 
einzuholen, so ist der AN 
verpflichtet, dem AG einmalig eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 v.H. der 
Schlussrechnungssumme netto zu bezahlen. 
 

 
 

§ 7 
Sicherheitsleistung 

 
7.1  Der Auftragnehmer leistet Sicherheit für Vertragserfüllung und Sicherheit für 

Mängelansprüche entfallen.  
 
 
 
 
 

§ 8 
Abnahme 

 
8.1  Die Leistung wird förmlich abgenommen; der Auftragnehmer hat die Abnahme, ggf. auch 

Teilabnahme (VOB/B § 12 Abs. 2), rechtzeitig schriftlich zu beantragen; VOB/B § 12 Abs. 
5 gilt nicht. 

 
8.2  Der Auftragnehmer hat bei der Abnahme mitzuwirken und die erforderlichen 

Arbeitskräfte und Messgeräte zu stellen. 
 

§ 9 
Mängelansprüche 

 
9.1  Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 4 Jahre. 

 
9.2  Wenn eine Verjährungsfrist vorstehend nicht angegeben und auch in anderen 

Vertragsbestandteilen nicht festgelegt ist, sind die Verjährungsfristen nach VOB/B § 13 
Abs. 4 maßgebend. In Fällen nach VOB/B § 13 Abs. 7 Nr. 4 gelten die gesetzlichen 
Verjährungsfristen, wenn sie länger sind. 

 
§ 10 

Kombinierte Bauleistungs-/Haftpflichtversicherung 
10.1  Der Auftraggeber (Versicherungsnehmer) hat für alle an der Ausführung beteiligten 

Planer und Unternehmer (Mitversicherte) eine kombinierte Bauleistungs-, Montage- und 
Haftpflichtversicherung unter Einbezug seines eigenen Interesses abgeschlossen (siehe 
Anlage 2.6, Merkblatt/-blätter zur Kombinierten Bauleistungs-, Montage- und 
Haftpflichtversicherung). Es gilt der Wortlaut des Versicherungsvertrages. 

 
10.2  Alle Kosten, die dem Auftragnehmer durch seine Mitwirkung bei der Schadensabwicklung 

entstehen, sind mit der Vergütung abgegolten. Die Versicherungsprämie einschließlich 
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der jeweils gültigen Versicherungssteuer wird vom Auftraggeber gezahlt. Der 
Auftraggeber weist darauf hin, dass Prämien für weitere Versicherungen, deren Deckung 
dieser vom Auftraggeber beigestellten Deckung entspricht (Doppelversicherungen), nicht 
vergütet werden. Der Auftragnehmer versichert, dass Prämien für derartige 
Versicherungen nicht einkalkuliert sind.  

 
 

§ 11 
Nachunternehmer 

 
Die Regelungen in VOB/B § 4 Abs. 8 werden wie folgt ergänzt: 
 
11.1 Auch für jede Vergabe von Leistungen an Nachunternehmer im Sinne des § 4 Abs. 8 Nr. 1 

Satz 3 VOB/B ist die vorherige schriftliche Zustimmung des Auftraggebers einzuholen. 
Die Zustimmung für solche Vergaben kann vom Auftraggeber erteilt werden, wenn für den 
vorgesehenen Nachunternehmer die Eignung nachgewiesen wird, die in dem diesem 
Vertrag zu Grunde liegenden Vergabeverfahren gefordert wurde. Die vom Auftragnehmer 
vorgesehenen Nachunternehmer sind vor Zuschlag und Erteilung der jeweiligen 
Abrufbestellung dem Auftraggeber schriftlich einzureichen. Eine Beauftragung darf erst 
nach ausdrücklicher schriftlicher Freigabe durch den Auftraggeber erfolgen. 

 
11.2  Der Auftragnehmer muss sicherstellen, dass der Nachunternehmer die ihm übertragenen 

Leistungen nicht weitervergibt, es sei denn, der Auftraggeber hat zuvor schriftlich 
zugestimmt. Der Auftraggeber hat die Möglichkeit, auch ohne Angabe von Gründen die 
Zustimmung zu verweigern. 

 
11.3 Die vereinbarten Leistungen dürfen nicht vollständig durch Nachunternehmer erbracht 

werden. Der Auftragnehmer (AN) verpflichtet sich sicherzustellen und vor Beginn der 
Ausführung nachzuweisen, dass die von ihm eingesetzten Nachunternehmer hinsichtlich 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit die gleiche Eignung besitzen wie er 
selbst und/oder für die zusätzlich zu erbringenden Leistungen entsprechend qualifiziert 
sein. Erforderliche Gütezeichen der RAL-Gütegemeinschaft 961 Güteschutz Kanalbau sind 
vorzulegen. Die entsprechende Prüfung und Dokumentation der Eignung der 
Nachunternehmer ist dem Auftraggeber auf dessen Verlangen nachzuweisen. 

 
§ 12 

Kündigung 
 

12.1  Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen. 
Neben den in VOB/B § 8 Abs. 2 und Abs. 3 genannten Gründen liegt ein wichtiger Grund 
insbesondere vor, wenn der Auftragnehmer eine schwere Verfehlung (wie z.B. versuchte 
und vollendete Bestechung s. § 1 Ziffer 1.3) begangen hat. 

 
12.2  Ein wichtiger Grund liegt auch dann vor, wenn der Auftragnehmer einen 

Nachunternehmer ohne schriftliche Zustimmung des Auftraggebers beauftragt oder eine 
Weitergabe durch Nachunternehmer zulässt und/oder duldet (siehe § 11). Der 
Auftraggeber ist berechtigt zu kündigen, wenn der Auftragnehmer nach Ablauf einer ihm 
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vom Auftraggeber gesetzten Frist die ohne schriftliche Zustimmung tätigen 
Nachunternehmer von der Baustelle nicht entfernt hat. 

 
12.3  In diesen Fällen gilt VOB/B § 8 Abs. 3, 5, 6 und 7 entsprechend. 
 
 
 

§ 13 
Vertretung des Auftraggebers 

 
13.1  Ist in der Abrufbestellung eine vertragsabwickelnde Stelle angegeben, hat der 

Auftraggeber diese zu seiner Vertretung bei der Abwicklung des Bauvertrags 
bevollmächtigt. Die Vertretung der vertragsabwickelnden Stelle oder, falls eine solche 
nicht angegeben ist, des Auftraggebers wird ausschließlich von der Abrufbestellung 
genannte Personen wahrgenommen.  
 

 
Die Vertretungsmacht der gesetzlichen Vertreter und Personen, deren Vertretungsmacht 
gesetzlich bestimmt ist (z. B. Prokuristen), auf Seiten des Auftraggebers oder der 
vertragsabwickelnden Stelle, wird durch diese Regelung nicht eingeschränkt. 
 

13.2  Andere vom Auftraggeber oder der vertragsabwickelnden Stelle bei der Vorbereitung, 
Durchführung und Abwicklung des Bauvorhabens eingesetzten Personen, insbesondere 
Architekten, Ingenieure, Bauleiter und Sonderfachleute sind nicht berechtigt, den 
Auftraggeber rechtsgeschäftlich zu vertreten. Der Ausschluss der Vertretungsmacht 
umfasst auch die Abgabe und Entgegennahme von einseitigen rechtsgeschäftlichen oder 
rechtsgeschäftsähnlichen Erklärungen, wie Mitteilungen, Anzeigen, Aufforderungen, 
Vorbehalte u. ä. Ausgeschlossen sind daher insbesondere Vereinbarungen und 
Anordnungen, die eine Zahlungspflicht des Auftraggebers begründen können. 
 
Für die Anordnungsrechte der Bauüberwacher (LÜB, BÜW u. FBÜ) gelten die Regelungen 
der RiL   809 in der jeweils aktuellen Fassung, soweit zwischen Projektleiter und BÜW 
nichts anderes vereinbart ist. 
 

§ 14 
Streitigkeiten, Gerichtsstand 

 
14.1  Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 

Zivilprozessordnung vor, wird als Gerichtsstand Berlin vereinbart. 
 

§ 15 
Örtliche Verhältnisse und Medien  

 
15.1  Baustelle/Baubereich   
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Die Baustelle, der Baubereich, deren Zugänge und Zufahrtswege befinden sich 
mehrheitlich auf Grundstücken des Auftraggebers. Demnach ist stets mit Gefahren aus 
dem Eisenbahnverkehr zu rechnen. Der Reisendenlenkung ist Vorrang einzuräumen.  
 
Details zur Nutzung der Baustelle/des Baubereichs, zu Gefahren aus dem 
Eisenbahnverkehr sowie der Umfang der Reisendenlenkung ist in den Angebotsanfragen 
der Einzelprojekte beschrieben.  
 
Grundsätzlich ist der ursprüngliche Zustand der in Anspruch genommene Fläche 
wiederherzustellen.  
 

   Soweit der vorgefundene Zustand dem Verwendungszweck des Auftragnehmers nicht 
entspricht, ist es seine Sache, ihn auf eigene Kosten entsprechend seinen Anforderungen 
herzurichten. Dies gilt nicht für nach Angebotsabgabe eintretende Veränderungen des 
Zustandes, die aus dem Risikobereich des AG resultieren.   

 
 15.2  Lager- und Arbeitsplätze, Aufenthaltsräume   
 

Lager- und Arbeitsplätze sowie Flächen für Aufenthaltsräume befinden sich mehrheitlich 
auf Grundstücken des Auftraggebers. Diese werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt.  
 
Lagepläne und Details zur Nutzung der zur Verfügung gestellten Flächen sind in den 
Angebotsanfragen der Einzelprojekte beschrieben.  
 
Soweit der vorgefundene Zustand dem Verwendungszweck des Auftragnehmers nicht 
entspricht, ist es seine Sache, ihn auf eigene Kosten entsprechend seinen Anforderungen 
herzurichten und den Ursprungszustand wiederherzustellen.   
 
Braucht der Auftragnehmer weitere Flächen als Lager- und Arbeitsplätze, Flächen für 
Aufenthaltsräume, Zufahrtswege und dgl., so ist es seine Sache, sie zu beschaffen. 
Beschaffung und Vorhaltung solcher Flächen werden durch die Vertragspreise mit 
abgegolten.   

 
  15.3  Be- und Entladestellen   
 

Bedingt durch die Lage der Baumaßnahme im Eisenbahnumfeld kann eine Bereitstellung 
von Baumaschinen, Materialien und/oder Personen mittels Flachwagen erforderlich 
werden. Die Lage der Be- und Entladestellen werden dem Auftragnehmer in der 
Angebotsanfragen erläutert. Die damit verbundenen Leistungen sind ebendort 
beschrieben und in den dazugehörigen Positionen im Leistungsverzeichnis zu bepreisen.  

 
  15.4  Medienanschlüsse, wie z.B. Wasser, Elektrizität, Telekommunikation (Anschluss, Nutzung, 

Verbrauch, Abrechnung)  
Sofern nicht gesondert in den Angebotsanfragen beschrieben, werden Medien dem 
Auftragnehmer grundsätzlich nicht durch den Auftraggeber zur Verfügung gestellt. Diese 
sind auf Kosten des Auftragnehmers zu beschaffen. Die dadurch entstehenden Kosten 
gelten mit den Vertragspreisen als abgegolten.  
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  § 16 

Besondere Vertragsbedingungen 
 

16.1.  Die Bauabrechnung erfolgt nicht elektronisch 
 

Wegen weiterer Besonderer Vertragsbedingungen siehe Anlage 2.1. 
 

§17 
Arbeitsgemeinschaften 

 
entfällt 

 
§ 18 

Rechnungslegung 
 

18. 1 Die vereinbarten Preise sind Nettopreise; die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer ist 
nicht enthalten. 
 
18. 2 Die Rechnungen sind netto ohne Umsatzsteuer mit dem Hinweis auf die 
Steuerschuldnerschaft   des Leistungsempfängers auszustellen. Die diesbezügliche Bescheinigung 
nach Muster „USt 1 TG“ wird dem Auftragnehmer auf Wunsch vorgelegt. 
 

§ 19 
Schlussbestimmungen 

 
19.1  Abschluss, Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags (z. B. Nebenabrede) bedürfen 

grundsätzlich der Textform. 
 
19.2  Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags unwirksam sein, so ist dies ohne Einfluss auf die 

Gültigkeit der übrigen Vertragsbestimmungen und des Vertrags selbst. 
 
19.3  Die Vertragsparteien haben jedoch alles zu tun, um eine unwirksame Bestimmung bzw. 

eine Regelungslücke durch eine wirtschaftlich entsprechende Bestimmung zu ersetzen 
bzw. zu schließen. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

Auftraggeber        Auftragnehmer 
Deutsche Bahn AG 


